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nationales Erwachen in Oberſchleſien
Gründung eines Zentral-Volksrates.

on unſerem kl. Sonderberichterſtetter)
Oppeln, 5. Juni.

gn Oberſchleſien haben ſich alle Parteien zur Abwehr
zuſammengeſchloſſen. Dieſe Bewegung fand geſtern ihren Aus
zruck in der Gründung eines ZentralVolksrates für
OberSchleſien, in dem alle Parteien von den Deutſch
nationalen bis zu den Unabhängigen zuſammengeſchloſſen
and. Der Zentral-Volksrat hat keine behördlichen Aufgaben.

Sein Programm iſt ein Kulturprogramm. Man will ver
zberſchleſiſchen Bevölkerung die Vorzüge deutſcher Kultur nahe
zringen. Vorläufig will der ZentralVolksrat die deutſch
zationale Stimmung, die jetzt in Ober- Schleſien vorherrſcht,
weiter fördern und erhalten.

Eine Erklärung der Deutſchen Volkspartei
Eigene Drahtmeldung der „H. 3.

Berlin, 5. Juni.
Die Fraktion der Deutſchen Volkspartei in der

ationalverſammlung und der Preußiſchen Landesverſammlung
hat zu den deutſchen Gegenvorſchlägen eine einſtimmige Er
zlärung beſchloſſen, in der entrüſtet Einſpruch erhoben
wird, daß das Dokument weder dem Friedensausſchuß der
Nationalverſammlung noch der Nationalverſammlung ſelbſt vor
gelegen hat. Insbeſondere erhebt ſie Einſpruch gegen eine voll
ſtändige Auslieferung der Kriegsflotte, gegen die
herabminderung des Heeres auf 100 000 Mann,
gegen den Verzicht auf die allgemeine Wehrpflicht,

die Abgabe des einſeitigen Schuldbekennt-
riſfes und gegen das Angebot der 100 MilliardenEntſchädt
gngeſumme.

Der verprügelte Miniſterrat
Ein Putſch auf das Miniſterium in Wiesbaden Streik
der Beamten Eine neue Losreißungsnote an Clemenceau.

Frankfurt a. M., Juni.
Der Präſident der rheiniſchen Republik, Dorten, ver

ſuchte geſtern abend mit ſeinem neu gebildeten Kabinett durch
rinen Handſt reich von der Regierung in Wiesbaden Beſitz
zu ergreifen. Er benutzte den freien Nachmittag der Beamten,

um in das Regterungsgebäude einzudringen, und
zdnete als erſte Amtshandlung die Hiſſung einer weiß
zrünen Fahne, die er gleich mitgebracht hatte, an. Doch
konnte der Befehl nicht ausgeführt werden, weil man nicht den
Ausgang zum Dache fand. Jnzwiſchen hatte ſich die Kunde von

dem beabſichtigten Putſch verbreitet, und eine große Menſchen

Krankenhaus

menge ſammelte ſich mit dem Ausdrucke heftigſter Empörung vordem Gebäude an. Handfeſte Leute drangen in das Gebäude und

verprügelten die Herren Miniſter fürchterlich
ſo daß einige vom Arzt den erſten Verband erhalten und ins

geſchafft werden mußten. Nur Dr. Dorten
kam glimpflich davon, weil er ſich im Regierungs
gebäude verſteckte und ſpäter durch die Flucht rettete. Bemerkens
wert war bei den Vorgä diMitärs gängen die Haltung des franzöſiſchenDie Wache im Regierungsgebäude beobachtete volle
Reutralität, Auch der Kommandant von n er
Uärte, ſich nicht in die Vorgänge einmiſchen zu wollen; nur
müſſe auf der Straße Ruhe bewahrt werden.
t Die Regierungsbeamten haben vorläufig die
m niedergelegt, ebenſo die Magiſtratsbeamten,
t wurde ihnen ein Ultimatum zur Wiederaufnahme ihrer

gkeit geſtellt, deſſen Wirkung noch nicht in die Erſcheinung
getreten iſt. Das Publikum iſt voller Entrüſtung über die Ver
We r a kpg r e Unmut keinen Ausdruck ver

zöſiſche Maſchinengewehre un aj ibe Machthitera rn ngeweh d Bajonette hinter
Berlin, 5. Juni.

Die Meldung von der Ernennung des Abgeordneten Trimborzum Oberpräſidenten in Koblenz beſtätigt ſich nicht. Brrr
Kheiniſchen Bauernbund wird Herr von Schorlemer-Lieſer vor
Eſhlagen, von anderer Seite der Abgeyrdnete Moldenhauer.
atens der Franzoſen wird zur Unterſtützung der Loslöfungs
ver bungen in der Rheinprovinz gerüchtweiſe unter anderm
fritet. nach erfolater Ausrufung der Republik die Wein
r amtlich auf den Friedenspreis feſtgeſetzt werden würden,

uſadie Lebensmittelpreiſe, und daß der Markkurs ſofort auf
feſtgeſetzt werden würde. Die Amerikaner und Engländer

en jede Förderung der Losreißungsbeſtrebungen in den von
nen beſetzten Gebieten verboten und erkennen nur die jetzige
deutſche Regierung an.

Berlin, 5. Juni.„Flemenceau wurde zuſammen mit der von Erzeiger an

r gegebenen Note eine Note über die Loslöſung der Rhein
e und der Pfalz überreicht, in der unter anderem feſtgeſtellt

daß dieſe Beſtrebungen von den Okkupationsbehörden nicht
a et ſondern ſogar offen unterſtützt würden.
m 1 Veamte, die pflichtgemäß gegen die Anſtifter einſchreiten

r ie zur Verantwortung ziehen wollten, ſeien mit Ausweiſung
eht und verfolgt worden. Weiter heißt es in der Note, die

Delegation mache die Alliierten darauf aufmerkſam, daß
i derung der Abtrennung in hohem Maße geeignet ſei, die
i erhandlungen zu ſtören, in ſchroffem Gegenſatz zu

fütel 5 des Waffenſtillſtandsabkommens ſtehe und daß eine
ennung ſo großer Volksteile die wirtſchaftlichen Unterlagen

keine Erxiſtenzmöglichkeit mehr finden wird.

ber Leiſtungsfähigkeit Deutſchlands erſchüttern müſſe. Be
förderten alſo die Okkupationsbehörden den Abfall der Rheinlande,
ſo verringerten ſie die rechtlichen Sicherheiten für die Durch
führung der Friedensbedingungen. Zum Schluß fordert die Note,
daß die Okkupationsbehörden angewieſen werden, jede Förderung
der Loslöſungsbeſtrebungen zu unterlaſſen und die deutſchen
Behörden bei deren Bekämpfung nicht zu hindern.

Bamberg, 5. Juni.
Wie der Aelteſtenrat des Bayriſchen Landtags mitteilt, wurde

der bayriſche Abgeordnete Klemens in Kaiſerslautern als Ver
ſammlungsredner von Franzoſen verhaftet. Der Landtag
proteſtiert gegen dieſen Völkerrechtsbruch,

Leviné hingericztet
München, 5. Juni.

Das Todesurteil wurde an Levins-Niſſen um
vie Mittagsſtunde vollſtreckt.

München, 5. Juni.
Das Geſamtminiſterium hat keinen Anlaß gefunden, die

gegen Eugen Lewineée vom ſtandrechtlichen Gericht in München
wegen Hochverrats erkannte Todesſtrafe im Wege der
Gnade zu mildern. Es kam zu ſeiner Entſchließung nach
eingehender und gewiſſenhafter Prüfung aller für und gegen
erne digung ſprechenden Umſtände. Bei
des Falles war vor allem die Geſamt verantwortlich
keit Lewinés in Betracht zu ziehen, der die Hauptſchuld
daran trägt, daß es in München zum Bürgerkrieg gekom-
men iſt, obwohl er nach ſeiner eigenen Erklärung in der münd
lichen Verhandlung ſich vollſtändig darüber klar war, daß ein
Obſiegen ſeiner Partei in dem bevorſtehenden Kampfe gegen
die Regierungstruppen ausgeſchloſſen ſei. Lewine hat
nachweisbar die Anhänger ſeiner Jdee in den Tod getrieben, ſich
ſelbſt aber rechtzeitig vor dem Endkampf in Sicherheit ge-
bracht. Durch ihn ſind viele Familien nicht nur infolge der
ſchweren wirtſchaftlichen Schädigungen, ſondern auch durch den
Verluſt der Ernährer in unſagbares Elend gekommen.

e Rünchen, 5. Juni.Vor dent Etandgericht in nn heute vormittag
die Verhandlung den Kaufmann Mihael Cronauer
und den Bildhauer Ludwig Mühlbaum, die angeklagt ſind
des Verbrechens der Beihilfe zum Hochverrat, begangen da
durch, daß ſie am Revolutionstribungl unter der Rätezeit als
Richter und Verhandlungsleiter teilnahmen.

Berlin, 5. Juni.
Der Unterſuchungsausſchuß der preußiſchen Landesver-

ſammlung wegen der Unruhen hat geſtern abend e
beim Reichswehrminiſter einen erneuten Verſuch zur
Sicherſtellung der Vernehmung Eichhorns zu machen. Ab-
geſehen von dem Fall Eichhorn wird die Unterſuchung der Ber
liner Januarunruhen in der erſten Sitzung nach Pfing-
ſten zum r gebracht werden. Für die Unterſuchung der
Unruhen im RKuhrrevier, in Oberſchleſien und in
Mitteldeutſchland ſind zur vorläufigen Durchſicht des
Materials Unterausſchüſſe unter dem Vorfitze der Abgeordneten

n Franz und Schreiber Halle eingeſetzt
worden.

Der Völkerbund ein Kriegstruſt
Amſterdam, B. Juni.

Nach einer Reuter Meldung aus Waſhington hat John ſon,
einer der Führer der fortſchrittlichen republikaniſchen Gruppen
im Norden, den Völkerbund als eine Konvention be
waffneter Mächte zu einem rieſenhaften Kriegstruſt
bezeichnet. Der Völkerbund ſei nicht eine Liga zum Schutze
des Krieges. Johnſon ſagte: Nach ſechs Monaten voll von
konfuſen Auseinanderſetzungen über Gebietsfragen werden wir
am Ende der Konferenz von Jtalien gehaßt, von Frank-
reich heimlich verachtet, von England ausgenutzt und von
Japan zum Narren gehalten. Der Friedens- Völkerbund ſei
gebildet worden, nachdem ſich die hauptſächlichſten Mitglieder mit
Gebieten überfreſſen hätten. Er wolle den Frieden nur inſo
fern, als er dieſe Gebiete unberührt läßt. Die Trans
aktion mit Schantung ſei die ſchwärzeſte Seite der
amerikaniſchen Geſchichte.

d

Oſtafrika ſoll unſer werden
Eine ungenügende Wiedererſtattung.

Berlin, S. Jnni.
Auslänbiſche Blätter melben, daß man ſich in Kreiſen der

Entente mit dem Gedanken trage, bei Friedensſchluß
Deutſchland den oſtafrikaniſchen Beſitz zurück-
zugeben. Um allen Mißverſtändniſſen vorzubeugen, ſei dem
gegenüber betont, daß die Rückgabe Deutſchoſtafrikas allein noch
nicht eine freie, unvoreingenommene und abſolut unparteiiſche
Regelung unſerer kolonialen Anſprüche bedenten würde, die uns
beim Abſchluß des Waffenſtillſtandes von der Entente durch die
Annahme der Wilſonſchen Grundſätze zugeſichert wurde. Wenn
die Entente von uns eine Entſchädigung in der Höhe er-
wartet, wie ſie in den deutſchen Gegenvorſchlägen angeboten
wurde, wird ſie im Friedensvertrag auch die Vorausſetzungen
ſchaffen müſſen, die dem deutſchen Volke erſt die Beibringung
jener Entſchädigungsſumme ermöglichen. Dazu gehören aus
reichende Kolonialgebiete als Stütze für die heimiſche
Wirtſchaft und als Abflußgebiet für einen Teil der deut-
ſchen Bevölkernng, der fürderhin in Deutſchland ſelbſt

Die Rückerſtattung
Deutſchoſtafrikas kann ſomit nicht als befriedigende Regelung
unſerer kolonialen Anſprüche, wie ſie zweifellos auch im Jnter

eſſe der Entente ſelbſt liegt, angeſehen werden.

der Würdigung

Eigene Berliner Schriftleitung. Verlag und Druck von Otto Thiele, HalleSaale

Die 5ukunft der Nationalverſammlung
th. Die Nationalverſammlung wird erſt nach Pfingſtenſammentreten, und zwar früheſtens Mitte Juni n Wer r

alsdann zur Friedensfrage Stellung zu nehmen. Jn pa
mentariſchen Kreiſen wird lebhaft dafür agitiert, die Natio
nalverſammlung dauernd in Berlin tagen zu
laſſen. Die Reichsregierung hat ſich mit dieſem Plane einver
ſtanden erklärt. Die Plenarſitzungen ſollen weiter in der Aula
der Univerſität ſtattfinden oder in den Plenarſaal des Herren
hauſes verlegt werden, für Ausſchuß und Fraktionsſitzungen
ſteht das Präſioialgebäude des Herrenhauſes zur Verfügung, auch

Obergeſchoß des Reichstags gebäudes kann in
kurzer Zeit wieder den Fraktionen zugänglich gemacht werden.
Es iſt alſo damit zu rechnen, daß vie Nationalverſammlung nach
Pfingſten dauernd in Berlin tagt, zumal die Regierung auch im
Juni ſchwerlich Zeit finden wird, in Weimar zu weilen und die
Arbeiten der Nationalverſammlung längere Zeit auch nicht
undsrxbrochen werden können. Man wird ſich wahrſcheinlich ſo
helfen, im Juni hauptſächlich Ausſchüſſe W zu laſſen und nur
wenige Vollſitzungen abzuhalten. Nach Erledigung der Friedens
verhandlungen würde die Nationalverſammlung etwa Mitte
d eine Pauſe in ihren Verhandlungen eintreten laſſen und im

eptember ihre Beratungen im Reichstagsgebäude
aufnehmen, mit deſſen Wiederherſtellung demnächſt nach Ablauf
der Quarantänezeit begonnen werden wird.

Oeſterreich im Rate
Jnnsbruck, 5. Juni.

Nach den neueſten Meldungen findet die Zuſammenkunft
der deutſchöſterreichi ſchen Staatsmänner mit
dem Staatskanzler Dr. Renner morgen in Feldkirch ſtatt.
Auch Vertreter Tirols werden ſich dorthin begeben.

Die „Wiener Allgem. Ztg.“ erklärt nach einer Schilderung
des deutſch öſterreichiſchen Zuſammenbruchs, daß es nur einen
Ausweg aus dieſer Lage gebe, nämlich den Anſchluß an das
Deutſche Reich.

x

Friedenswille in aller Welt
(Eigene Drahtmeldung der „H. Z.“)

S Rotterdam, 5„“. Juni.
Ueber die Auffaſſung in Amerika berichtet der Korreſpondent

des Mancheſter Guardian“ aus New-York, daß die deutſchen
Gegenvorſchläge einen guten Eindruck hervorgerufen
hätten. Abgeſehen von der geforderten Volksabſtimmung in
ElſaßLothringen ſieht man in den deutſchen Gegenvorſchlägen
die Anerkennung der deutſchen Niederlage und
die Anerkennung aller Grundſätze, für welche die Alliierten ge-
kämpft haben. Einen Betrag von 5 Milliarden, Pfund
Sterling hält man in New-York für das äußerſſhe, was
Deutſchland zahlen kann. Dieſe Auffaſſung herrſcht auch in der
amerikaniſchen Finanzdelegation.

Die „Times“ melden aus Paris, daß aus Konferenzkreiſen
verlautet, daß ein ſtarker Druck auf Lloyd George ausgeübt
würde, um die Friedensbedingungen zu ändern.
Man ſagt, daß der Druck beſonders von drei verſchiedenen Seiten
komme, von den Führern der Liberalen und der Ar-beiterpartei, die die Bedingungen zu drakoniſch finden und
eine Abänderung verlangen. Zweitens von Finanz-
kreiſen, die verlangen, daß die durch Deutſchland zu zahlende
Kriegsentſchädigung feſtgeſtellt werden ſoll. Drittens von maß-
gebenden britiſchen Staatsleuten, die finden, daß man
im Falle der Unterſchrift Deutſchlands wohl zu einigen Kon
zeſſionen bereit wäre, daß aber die ſchwierige Lage der Entente
für den Fall, daß Deutſchland nicht unterzeichnet, zu denken gäbe.

Amſterdam, 5. Juni.
„Algemeen Handelsblad“ veröffentlicht den vom Vorſtand

der belgiſchen Arbeiterpartei gegen den Friedens
vertrag mit Deutſchland gefaßten Proteſt, in dem es heißt:
Der Friedensvertrag werde einen neuen Krieg nur inſoweit
verhindern, als es ein Rechtsfriede ſei. Der zukünftige
Friede werde durch die Tatſache bedroht, daß zahlreiche Bevölke
rungsteile im Gegenſatz zum Selbſtbeſtimmungsrecht an ein
großes Polen verkuppelt würden. Der Proteſt ſpricht ſich
weiter gegen die Aneignung der deutſchen Kolonien aus.
Deutſchland müſſe den Schaden, den es angerichtet habe, im
vollen Maße erſetzen. Es ſei jedoch un zuläſſig, daß Deutſch
land dafür einen Blankowechſel unterzeichnen müſſe, wo
durch die Deutſchen zur wirtſchaftlichen Sklaverei ge-
zwungen würden. Belgien und Frankreich müßten feſte
moraliſche und materielle Garantien gegen einen neuen
deutſchen Angriff erhalten. Dieſe müßten ſich jedoch auf eine
allgemeine Abrüſtung und auf die Zuerkennung
größerer Macht an den Välkerbund gründen. Die belgiſche
Sozialdemokratie heißt die Wallonen herzlich willkommen. Es
dürften jedoch keine Bevölkerungsteile gegen ihren Willen annek-
tiert werden. Und deshalb ſei die für Malmedy und Eupen
feſtgeſetzte Volksabſtimmung ernſtlich abzuhalten. Die
Rechte Frankreichs auf das Saarbecken wegen der Her
ſtörung der franzöſiſchen Kohlenbergwerke dürften kein Vorwand
fein, um eine zweifellos rein deutſche Bevölkerung verkappt zu
annzktieren.

Verſailles, 4. Juni.
Die Parifer Morgenpreſſe ſteht vollkommen unter dem Ein

druck des gewaltigen St reiks, der allein in Paris und Um
gebung ſich auf 250 000 Metall und Transportarbeiter erſtreckt.
Infolgedeſſen finden ſich nur ſehr wenige Betrachtungen über die
Aufnahme der deutſchen Gegenvorſchläge. Da aber, wo
die Blätter verſuchen, über die Stimmung innerhalb der Entente
etwas zu ſagen, wurden ſie von der Zenſur daran gehindert. Be
ſonders bezeichnend nach dieſer Richtung iſt Wilſons Organ
„Chifago Tribune“, dem die Schlagzeile ſowie ein voll
ſtändiger Artikel geſtrichen worden iſt.



Der Verfaſſungsausſchuß hat die erſte Leſung der Vera h Dabei wurde längerer Verhandlung
57 der Grundrechte, der die „Verankerung des Räte-

ems enthält, in der Faſſung des Entwurfs des Unteraus
ſſes angenommen. Die Annahme des Artikels 57 erfolgte

mit allen gegen die Stimmen der Deutſchnationalen Volkspartei
und der Deutſchen Volkspartei in folgender Faſſung:

1. „Die Arbeiter und Angeſtellten ſind dazu berufen, gleich
t mit den Unternehmern an der Regelung der Lohn und
Arbeits edingungen ſowie an der geſam. wirtſchaftlichen Entwick
lung der produktiven Kräfte mitzuwirken. Die beiderſeitjgen
Organiſationen und ihre Vereinbarungen werden anerkannt.

enderungen dem urſprünglichen Entwurf: 1. „Die
rbeiter und ngeſtellten ſind dazu berufen“ nach dem Ver

h „die Arbeiter find dazu berufen“ nach der
gierungevorlage. 2. Der letzte Satz des Abſatz 1 lautete nach

der Regierungsvo „Die beiderſeitigen Organi
ihre tariflichen Vereinbarungen werden anerkannt.
faſſungeausſchuß hat das Wort „tariflichen“ geſtrichen.)

2. Die Arbeiter und Angeſtellten erhalten zur Wahrneh-
mung ihrer ſozialen und wirtſchaftlichen J en geſetzliche
Vertvetungen in Beir Hearbeiterräten ſowie in veg Wirtſchafts

et Se T ſe n r beiterräten i beiter-2 ſind die Aenderungen nüber der Regierungsg ger Art.) wer a r Zesrernnge
Die Bezirksarbeiterräte und der Reichsarbeiterrat treten

zur Löſung der Aufgaben und zur Mitwirkung bei der Ausführung der ialiſieru ſetze mit den
t der Unternehmer oder ſonſt beteiligten Volkskreiſe

Bezi swirtſchaftsräten und im Reichswirtſchaftsrat zuſanmme n. Die und der Reichswirtſchafts
vat ſind zu einer, Vertretung der wichtigſten Berufsgruppen ent
ſprechend ihrer volkswirtſchaftlichen und ſozialen Bedeutung aus

(Zu der Faſſung der Regierungsvorlage ſind hinzuS r Du Brauns Zentrum der e ite Satz s
rte „oder ſonſt beteiligten Volkskreiſe“. Geheimrat Dr

Fs vom Reichsarbeitsminiſterium hatte

ionen und
Der Ver-

m R den Vorſchlag bempft, in die Wirtſchaftsräte außer den Arbeitgebern und Ar
beitwehmern noch ſonſtige beteiligte Kreiſe“, nämlich Ver

und freie Berufe aufzunehmen, da dann der wichtige
Grundſatz der paritätiſchen Zuſammenſetzung verletzt und die
fchwierige Frage des Zahlenverhältniſſes für die Vertretung der
verſchiedenen Kreiſe aufgeworfen würde. Verbraucher und freie

ufe würden ohnehin vertreten ſein, erſtere durch die Mehrzahl
der Arbeitervertreter und einen Teil ver Arbeitgebervertreter,
letztere in ihrer Eigenſchaft als Arbeitgeber und Arbeitnehmer.)

4. Sozialpolitiſche und wirtſchafts politiſche Geſetzentwüvfe
von grundlegender Bedeutung ſollen von der Reichsregierung vor
ihrer Einbringung dem Reichswirtſchaftsrat zur Begutachtun
r werden. Der an wirr hak das Recht, ſel

ſetze beim Reichstag zu beantragen, die ebenſo wie die
lagen der Reichsregierung zu behandeln d Er kann dazu

Vertreter abordnen, die wie Vertreter der Länder an den Ver
dlungen teilnehmen können. (Der letzte Satz iſt vom Ver

ſſungsausſchuß hinzugefügt. Sonſt nur vredaktionelle Aende-

6. Den Arbeiter und Wirtſchaftsräten können auf den

niſſe übertragen werden.
6. Aufbau und Aufgaben der Arbeiter und Wirtſchafbsräte

die Beamten geflüchtet ſind. Jn mehreren öffentlichen Betriebenowie ihr Verhältnis zu anderen ſozialen Selbſtverwaltungs
rpern zu regeln, iſt ausſchließlich Sache des Reichs. (Nur

redaktionelle Aenderungen. Das Wort „ausſchließlich“ ſoll laut
Erklärung des Reichsminiſters des Jnnern Dr. Preuß bedeuten,

ſation anders vegeln kön
daß nicht eine Landesgeſetzgebung ihrerſeits die Räteorgani-e s laſſen, der nach 9 Uhr abends ſich auf der Straße blicken läßt.

Der Reichsfinanzhof in München
Als Sitz des Reichsfinanzhofes, des Oberſten Ge-

richtshofes in allen Steuerfragen, wurde bekanntlich auf Erſuchen
Bayerns München gewählt, obgleich er als Zentralbehörde des
Reichs eigentlich nach Berlin gehörte und es von vornherein feſt-
ſtand, daß der Reichsfinanzhof aus techniſchen Gründen in der
Reichshauptſtadt und in der Nähe der anderen Zentralbehörden
ein viel leichteres Arbeiten haben würde. Die bayeriſche Regie-
rung und der bayeriſche Landtag verſprachen wiederholt, alles
zu tun, um der neuen Behörde und ihren Mitgliedern den Auf-
enthalt in München ſo angenehm wie möglich zu machen. Leider
aber ließ die bayeriſche Regierung ihren Worten keine Taten
folgen. Wie uns mitgeteilt wird, befindet ſich der Reichsfinanz
hof in einer derartigen Lage, daß ein gedeihliches Arbeiten
unmöglich iſt. Während ſich die Regierung Eisner über
haupt nicht um ihn kümmerte, abgeſehen davon, daß ſie nach
Kräften bemüht war, ihm das zur Ausübung ſeiner Tätigkeit
zugewieſene Gebäude wieder abzunehmen, ließ es ſich die nach
folgende bolſchewiſtiſche Regierung beſonders angelegen ſein, die
Mitglieder des Reichsfinanzhofes nach Möglichkeit zu drangſa-
lieren. Aus jetzt aufgefundenen Liſten geht hervor, daß eine
Anzahl der Beamten in der Zeit der kommuniſtiſchen Regierung
verhaftet und erſchoſſen werden ſollten! Wenn Bayern
in dem an ſich verſtändlichen Gefühle ſeiner Bedeutung wünſchte,
daß München der Sitz einer Reichszentralbehörde wurde, dann
war es auch verpflichtet, dieſer Behörde den nötigen Schutz und
jede Förderung ihrer Tätigkeit angedeihen zu laſſen. Wie die
Dinge liegen, iſt Bayern dazu aber nicht imſtande und wird
auch in abſehbarer Zeit nicht dazu imſtande ſein. Daraus ſollten
die maßgebenden Stellen ſobald als möglich die gegebene
Folgerung ziehen.

Hilfe für die Oſtmark
Die Schlappheit der Regierung

Der Ausſchuß für den oſtdeutſchen Heimakdienſt im Kreiſe
Oletzko ſandte ein Telegramm an den Reichspräſidenten, Mi-
gziſterpräſidenten, Reichswehrminiſter, Nationalverſammlung und
Landesverſammlung, in dem es unter anderem heiſzt, daß es ſo
ausſieht, als ob die Staatsregierung nicht mit allen ihr zu Gebote
ſtehenden Mitteln gegen die Verſchacherung deutſchen
Landes an die Polen eintreten werde, denn für alle Bitten um
dringende Hilfe hat der Herr Miniſter gar keine oder nur aus
weichende Antworten.

Beſonders iſt es uns befremdend, daß der Herr Miniſter
es unter gewiſſen Umſtänden für nicht erwünſcht erklärt, wenn
die Polen ſich unſerer Heimat mit Gewalt bemächtigen würden,
und daß er von der Abſchnürung Oſtpreußens vom Reiche durch
den weſtpreußiſchen Korridor als einer gegebenen Tatſache
ſprach. Einer Mahnung an uns Oſtpreußen, in dieſem Falle
unſer Deutſchtum uns zu bewahren, hätte es nicht bedurftk;
denn tatkräfiger, als die Reichsregierung durch ihr Verhalben
leider erkennen läßt, ſind wir entſchloſſen, unſer Deutſchtum
mit allen Mitteln zu verteidigen, falls die chsregierung,
wie es den Anſchein hat, uns verraten will.

heißt es, daß man den Eindruck habe, auf einem
„erkorenen Poſten zu ſtehen und daß die Reichsregierung
Maſuven nun als Tauſchobjekt gegen ihr günſtiger erſchei-
nende Aenderungen des Friedensvertrages betrachtet. Weiter
wird auf das nachdrücklichſte gefordert, daß die Reichsregierung
die in den Friedensbedingungen enthaltene Forderu einer
Volksabſtimmung in den rein deutſch geſinnten eten
mit Beſtimmtheit zurückweiſt. Für Worte und leere Verſprechun

iſt es zu ſpät. Handelt die Reichsregierung nicht, ſo wird
Volk handeln.
Dieſe Erklärung ſämtlicher Parteien im oſtpreußi

ſchen
gangen

iſe Oletzko an die Regierung gibt die Stimmung in derwichet. De Sitmärkendeutſchum fühtt ſeh in

Das „verankerte“ Räteſyſtem e e g.

die Erörterungen

u

8 Polen eintrere Ran kann der e n e 5
ernſten Mahnung, die hier ausgeſprochen wird, vollſte Be

Geſetz zur Sicherung des Arbeitsfriedens
Berlin, 5. Juni.

Aus den verſchiedenſten Kreiſen, namentlich aus der Ar
beiterſchaft, ſind an die preußiſche Staatsregierung
dringende Wünſche herangetreten, das Wirtſchaftsleben

n die andauernden bedrohlichen Störungen durch wilde
treiks zu ſchützen, die von gewalttätigen Minderheiten

provoziert n. Jm Verfolg dieſer Wünſche iſt ein Refe
rentenentwurf eines Geſetzes zur Sicherung des Arbeits

friedens aufgeſtellt worden, der zurzeit der Erörterung unter8
liegt. Ob und in welcher Form dieſe Vorarbeiten zu praktiſchenVerſchtagen führen werden, ſteht dahin. Von dem Entwurf, wie

er in der „Freiheit“ abgedruckt worden iſt, ſind bereits weſent
liche Teile fallen gelaſſen worden. Jn der Hauptſache haben ſich

t lediglich in Bahnen bewegt, die durch dieStreikordnungen aller Gewerkſchaften bereits ſeit länge
ren Jahren feſtgelegt ſind, und die für die Anerkennung von
Streiks durch die Organiſationsleitungen maßgebend ſind. Die
re sterung hat ſich mit der Frage überhaupt noch nicht

aßt.

Gegen das Kkkordſyſtem
Hamburg, 5. Juni.

Die Werftarbeiter von Blohm und Voß und vom
Vulkan haben eine Reſolution gegen das Akkord-
ſ y ſt e m angenommen. Der Jnduſtrierat wurde beauftragt,
mit den Betriebsräten Schritte zu unternehmen, um die Forde
rungen der Werftarbeiter zu einem günſtigen Abſchluß zu brin-
en. Es wurde dann ein Antrag angenommen, Miets- und

euerzahlungen zu verweigern, bis die Forderungen der
Werftarbeiter erfüllt ſeien.

Auf der Werft von Blohm und Voß ſind zwiſchen der Ar-
beiterſchaft und den Angeſtellten der Betriebsleitung Differen
zen ausgebrochen, da die Arbeiterſchaft die Entlaſſung eines Be
triebsingenieurs forderte, die ſelbſt die Arbeiterdelegierten nicht
für notwendig erachteten. Die Betriebsleitung gab bekannt, daß
am Donnerstag mittag der Betrieb nicht geöffnet werde. Der
Betriebsrat der Werftarbeiter dagegen beſchloß, daß die Arbeiter
trotzdem die Arbeit aufzunehmen hätten. Da die Angeſtellten
ſchaft geſtern gegen das Vorgehen der Arbeiter einen Proteſt
ſtreik begann, arbeitet der Betrieb heute ohne alle Angeſtellten.

Sowjets Ende in Petersburg
Amſterdam, 5. Juni.

Die „Times“ melden aus Helſingfors, daß ein allge
meiner Streik in den ruſſiſchen Munitionsfabriken

das Ende der bolſchewiſtiſchen Herrſchaft einleitet. Die Putilow-
werke und andere große Fabriken ſind von ſtarken Abteilungen

ihnen überwieſenen Gebieten Kontroll und Verwaltungsbefug- der Roten Garde, darunter Chineſen, umzingelt, die am Freitag
und Sonnabend auf die ausſtändigen Arbeiter mit Maſchinen
gewehren feuerten. Zahlreiche Aemter ſind ohne Perſonal, da

haben die Arbeiter eine Garde aufgeſtellt, um zu verhindern,
daß die Bolſchewiſten beim Räumen der Stadt die Maſchinen
zerſtören. Der Militärgouverneur von Petersburg,
ein 23 jähriger Student, drohte jeden erſchießen zu

Kopenhagen, 5. Juni.
Die Reiſenden des Dampfers „Eskilſtand“, der aus Ruß-

land in r eintraf, berichten, daß die Stimmung in Ruß-
land ſehr nervös ſei, ſeitdem es allgemein bekannt wurde,

die Engländer der Weißen Garde helfen. Jn ver letzten
Zeit ſind zahlreiche Aus ſtände in und Moskau
ausgebrochen. Dieſe Ausſtände haben namentlich die Fabriken
heimgeſucht, die mit der Herſtellung von Bahnmaterial beſchäftigt
ſind. Die Fabriken ſtehen unter beſtändiger militäriſcher Be
wach ung, die häufig von den Schußwaffen gegen die Arbeiter
Gebrauch macht. Die Urſache der Ausſtände iſt überall, daß die
Arbeiter gegen die Hungersnot proteſtieren. Die Bolſchewiſten
ſcheinen bereit zu ſein, Frieden ſchließen und mit ihrer Agi-
tation in anderen Ländern aufzuhövren unter der Bedingung,
daß die Grenzen Rußlands dort gezogen werden, wo die Front
jetzt ſteht. Es beſtätigt ſich, daß zahlreiche Bolſchewiſten an der
ruſſiſchen Front aus Hunger zu den Alliierten übergegangen
ſind.

Engliſche Polizeibeamtenbewegung
Amſterdam, 5. Juni.

Jm Vordergrund der engliſchen Preſſe ſteht die Polizei
beamtenbewegung, die ganz England umfaßt. Bei
einer Maſſenverſammlung in London am Sonntag wurde das
Ergebnis der Abſtimmung mitgeteilt, die 44000 für den
Streik und 4000 dagegen ergeben hat. Da die Durchführung
des Streiks Anwendung von Waffengewalt bedingen wird, wurde
der Streik verſchoben, bis ſich der Arbeiterdreiverband, der die

ganze Arbeiterſchaft Englands repräſentiet, am 24. Juni für den
Generalſtreik zur Bekämpfung des engliſchen Militarismus
entſcheidet, um gemeinſames erfolgreiches Vorgehen zu ſichern.
Eine ſtarke Stimmung gegen Lloyd George kam auch in der Rede
am Sonntag im Hyde-Park zum Ausdruck.

Gegen Blockade und Kushungerung
Kopenhagen, 5. Juni.

Wie Ritzaus Büro erfährt, wurde eine ſkandinaviſche
Kollektivnote an die alliierten Mächte gerichtet, die darauf
himzielt, die Unzuträglichkeiten zu verhüten, die eine Wieder
aufnahme der Blockade gegen Deutſchland bedeuten
würde.
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Brutale Drohungen eines Arbeiterrates
Eine deutſchnationale Anfrage.

Der deutſchnationale Abgeordnete Werner ſtellte nach-
ſtehende Anfrage in der Preußiſchen Landesverſammlung:

„Jn Nr. 120 der „Hersfelder Zeitung befindet ſich fol
gende, vom Arbeiterrat Liſt zu Hersfeld unterzeichnete Bekannt
machung:

„Beim ſtädtiſchen Wohnungsamt haben
Wohnungsſuchende gemeldet.

Die Regierung in Kaſſel hat das ſtädtiſche Wohnungsamt
noch immer nicht beſtätigt und die hieſigen Behörden ſtehen der
Wohnungsnot achſelzuckend und ratlos gegenüber

Unter der Bekanntmachung befindet ſich folgende Ein
ladung:

„Am Dienstag, 27. Mai, vormittags 10 Uhr, findet im
Saal des „Hotel Stern“ zu Hersfeld eine Sitzung des Kreis-,
Arbeiter, Soldaten und Bauernrates ſtatt.

ſich zurzeit 105

Jn der Einladung ſind folgende Stellen enthalten
„Wenn dieſe Herrſchaften von der Revolution bis jetzt a

nichts bemerkt haben, weil die Arkeiter und ihre Vertrete
anſtändig waren was dieſe Sorte Menſchen ſcheinbar niß
vertragen kann ſo müſſen wir ihnen begreiflich machen,
die Arbeiterſchaft noch da iſt und daß wir unter Umſtänden

daß

recht unanſtändig werden können.
Hier hilft, da alle geſetzlichen Faktoren verſagen und da d

en iſt, rMoral dieſer Gewaltmenſchen zum Teufel geg
beſſer geſagt, niemals vorhanden war, nur noch

brutale Gewalt!“
Was gedenkt die Staatsregierung gegen dieſes geſeteg,

verbunden mit der Aufreizung zur ehewidrige Vorgehen,
Sewalt, gegen den Arbeiterrat Liſt zu Hersfeld zu tun?

Die deutſchnationalen Abgeordneten D. Reinhard und Ge
noſſen in der Preußiſchen Landesverſammlung haben folgende
Anfrage geſtellt:

„Nach Zeitungsnachrichten ſollen
Stuhm (Weſtpreußen),

in Schönwieſe,
Beſtrebungen aufgetaucht ſein,

preußen und Weſtpreußen bis zur Weichſel als ſelbſtändig
Republik, vielleicht unter Präſidentſchaft des Viſchofs von un

land, erſtehen zu laſſen. Iſt der Staatsregierung Nähere
über die Bedeutung dieſer Beſtrebungen bekannt? Was
denkt ſie zu tun, um ſolche Abſplitterungen rechtzeitig zu ver

Jſt ſie bereit, durch energiſche Wahrnehmung der
Intereſſen der öſtlichen Landesteile Preußens bei den Friedens
verhandlungen dieſen Beſtrebungen den Boden zu entziehen?“

hindern?

Klee Nachrichten
Die Beamtenausſchüſſe in der Staatsforſtverwaltung. Man

ſchreibt uns: Für jede Oberförſterei iſt zwecks Bildung von
amtenausſchüſſen aus den Betriebsbeamten ein Vertrau.
ensmann zu wählen. Wählbar iſt jeder Betriebsbeamte der
Oberförſterei, der ſich in einer planmäßigen Stelle befind
wahlberechtigt jeder Betriebsbeamte, der r volle drei

Da n jedem Regierungsbezirk bilden der Vorſitzende der Vegirlsgeuppe u
Vereins preußiſcher Staatsoberförſter, der Vorſitzende der Le,
zirksgruppe des Vereins preußiſcher Staatsförſter und deſſen
Stellvertreter den Beamtenausſchuß. Für das Miniſterium für
Landwirtſchaft iſt vom Landwirtſchaftsminiſter der 1. Vor
ſitzende des Vereins preußiſcher Staats-Oberförſter und der
1. Vorſitzende des Vereins preußiſcher Staatsförſter für die
Dauer dieſer Stellung in ihren Vereinen zu Vertrauensleuten

Kalendermonate in der Oberförſterei tätig iſt.

ernannt worden.
Unberechtigtes Tragen der Uniform. Jn der preußiſchen

r W Abg. Gan ich (D. Vpt.) den Mißbrauch des un berechtigten Tr
en s von Militäruniform zur Sprache und fragte die

Landesverſammlung brachte in einer Anfrage ver

egierung, was geſchehen ſolle, um dieſem Mißbr
und dadurch die immer mehr

tiſche wurde erwidert, daß die Regierung die Notwendigkeit
Abſtellung dieſer Mißſtände anerkenne und daß das Kriegsmini-

aber nochſterium Ermittlungen darüber eingeleitet habe, die
nicht zum Abſchluß gelangt ſeien.

Die Weltkirche.
hervorragender Geiſtlicher aus Nordamerika,

fornien), ein. Die Abordnung kommt aus London und begi
ſich nach Upſala, um dort mit dem ſchwediſchen Erzbiſchof Söder
blom über die Einberufung einer allgemeinen Kirchenkonferenz
zur Herbeiführung der kirchlichen Einheit der ganzen Welt zu
beraten.

Die Kapitalsflucht.

verhalten. Der Zuzug nach dem möglicherweiſe
den Gebiete iſt ſo groß, daß einzelne größere Städte die Aus
wanderer kaum mehr beherbergen können. Grundſtücke, Häuſer
und andere Liegenſchaften, ebenſo wie Waren werden zu Phan

und Steuerbehörden ſind
deshalb angewieſen worden, an diejenigen, durch deren Mithilfe
dem Lande Kapital erhalten bleibt, Prämien von 10 Prozent

in allen Klaſſen höherer

taſiepreiſen aufgekauft. Die Zoll

ſolchen Kapitals zu zahlen.
Die Zulaſſung von Mädchen

Knabenſchulen ſoll geſtattet werden, entſprechende Vorbildung
h

gabte chen gelten und nur da, wo beſtehende Mädchenſchulen
nicht in Frage men. Dasſelbe gilt für Handels-, Fach- und
Gewerbeſchulen.

Vom Nürnberger Streik. Wegen Streiks der Buchdrucerei
hilfsarbeiter und arbeiterinnen können die heutigen Tages
zeitungen wenn überhaupt, ſo doch nur mit größerer Ver
ſpätung erſcheinen. Der Grund des Streiks ſind Lohnſorde
rungen. Der Streik der kaufmänniſchen und techniſchen Ange
ſtellten der Metallinduſtrie hält an. Auch der Kellnerſtreil
dauert fort.

Hedwig Dohm, die Vorkämpferin der deutſchen Frauen
bewegung und Seniorin der Berliner Schriftſtellerinnen, iſt am
4. Juni im Alter von faſt 86 Jahren in Berlin geſtorben.

Portugals Sorgen. Nach einer Reutermeldung wird der
Präſident Portugals, Canto Caſtro, im Amte bleiben.

Streit norwegiſcher Sozialiſten. Die ſozialiſtiſche Parke
Norwegens iſt jetzt geſprengt. Morgen wird ein Manifeft, unter
zeichnet von den hervorragendſten Männern der Pariei, ver
öffentlicht an die Mitglieder der Arbeiterpartei, in dem geger
die ſhndikaliſtiſche Tendenz der
proteſtiert wird.

th. Die Abſchaffung der Mittelſchullehrer
prüfungen. Uebertragung der Rektorenbefugniſſe
Lehrerkollegium und Wahl von Schulleitern durch dieſes Kolle
gium auf zwei Jahre fordert
der Landesverſammlung.

gleichgültig, aus welchen Gründen geſtveikt wu rde. bDer „Vorwärts“ als Pfadfinder der Schleichhändler.
Jn der Nummer des „Vorwärts“ vom 2. Juni wird über
„die großen Vorräte auf den Dörfern“ den Berlinern wie
folgt berichtet: „Die Städter leiden großen Mangel und
die Bauern haben noch reichlich Vorräte. Die nähere Um.

gebung vgegen Angermünde zu, hinter Neuruppin und Rathenop
weſtlich von Brandenburg und ſüdlich von Jüterbog
verkaufen die Bauern noch genug Kartoffeln zu 12 i
15 Mark!“ Jetzt wiſſen es wenigſtens die Berliner
Hamſterer, wohin ſie zu ziehen haben.

Heringe und Fett. Nach v337 bisher das Abkommen verhindert hatten, iſt nunmeb
usfuhr von 134 Millionen Fäſſern Heringen und 10 4 n

Speiſefett nach Deutſchland aus Chriſtiania für 80 Mil
Kronen Geſamtwert geſichert.
beginnen.

Kreiz

auch zu ſteuern
d die i ſchwindende Achtung vor der geſeh

mäßigen militäriſchen Macht wieder zu heben. Vom Regi u
er

In Stockholm traf geſtern eine Abordnung
nämlich Biſchöfe

von Chicago und Cincinnatti, ſowie Prieſter aus Berkley (Kali-

Jn Nordſchleswig tritt immer mehr die
Erſcheinung zutage, daß die deutſchen Kriegsgewinnler und an
dere wohlhabende Deutſche verſuchen, ihr Geld nach Dänemark
zu bringen, trotzdem ſich die däniſchen Banken dagegen ſtkeptiſch

iſe däniſch werden

Sie ſoll aber nur für beſonders tüchtige und be

jetzigen Majorität energiſch

und Rektoren
auf da

ein ſozialdemokratiſcher Antrae

Streikgelder. Die preußiſche Staatsregierung hat beſchloſſen
daß ein für allemal Streikgelder nicht mehr gezahlt werden

iſt zwar abgegraſt. Aber nach Wriezen hin und

dem Schwierigkeiten der Bezahlung
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den Etat um ſchätzungsweiſe 50 000 Mark werde
nnen. Die Eintrittspreiſe ſollen vorausſichtlich um 25 Prozent

ter Etat günſtigenfalls um 125 000 Mark.
das Reich oder der Staat binnen kurzem ziemlich ſcharfe Ver
gnügungs ſt e ue rn auch auf die Stadttheater-Billetts legen.
gieſe Steuern ſollen ihrerſeits automatiſch auf die 25 Prozent

ufwendungen der Stadtverordneten

Halle, 6 Juni.
Beſchlüſſe des Haushaltsausſchuſſes

Stadttheater. Schlacht hof.
Mit Rückſicht auf die geplante Errichtung der Klein

gohnungsbauten an der Artillerieſtraße ſoll dieſe von
Merſeburger Straße ab bis hinauf zum Beeſener Weg

nnaliſiert werden. Die Koſten dafür ſind auf 111 500 Mark
rranſchlagt. Der Haushaltausſchuß erteilte der Vorlage ſeine

Die Uebernahme des Stadttheakers in eigene ge
äftliche Regie der Stadt wurde im Sinne der Beſchlüſſe des
Tyeaterausſchuſſes angenommen. Nach dem Etat, der nach

orläufigen Berechnungen aufgeſtellt worden iſt, wird die Stadt
den bisherigen Zuſchüſſen in Höhe von 208 000 M. einen

peiteren jährlichen Zuſchuß von 214000 Mark
liſten müſſen. Es wurde allerdings die Anſicht vertreten,

dieſer Zuſchuß nicht voll in Anſpruch genommen zu werden
da das Stadttheater Orcheſter durch eigene Konzerte uſw.

entlaſten

öht werden; man hofft jedoch, daß der Beſuch des Theaters
darunter nicht ſehr leiden werde, weil die hieſigen Stadt
weaterpreiſe, die bisher die niedrigſten im ganzen Reiche waren,

wie vor verhältnismäßig billig ſind. Verſchiedentlich wurde
allerdings die Befürchtung laut, daß die Preiserhöhung dem Be

ſuch Abtrag tun werde. Durch die Preiserhöhung verbeſſert ſich
Vor ausſichtlich wird

Erhöhung der Eintrittspreiſe aufgeſchlagen werden. ie Ver
zadtlichung des Theaters ſoll beſchlußgemäß am 1. September
erfolgen. Der Haushaltausſchuß genehmigte die Sommer
ſpielzeit für das Stadttheater unter denſelben
verhältniſſen wie früher. Die Spielzeit hat bekanntlich bereits
begonnen. Ueber den Antrag der Unabhängigen betreffend
je Entſchädigung von Lohnausfällen und andere

wurde des
lngeren verhandelt. Die demokratiſche Fraktion erklärte ihre

fntſchädigung nicht für die einzelnen Sitzungen zu berechnen,

ſpndern eine Pauſchſumme von etwa 800 Mark für jeden
Ftadtverordneten auszuſetzen. Nahezu einſtimmig wurde ferner
eſchloſſen,

zie Straßenbahn zur Verfügung zu ſtellen. Es wurde
indes über die endgültige Formulierung der Vorlage noch nicht
veſchluß gefaßt; die Fraktionen werden ſich über die Faſſung
wh einigen und nach Verſtändigung der Fraktionsvorſtände
inter ſich wird darüber in ſpäterer Leſung des Haushaltaus-
zuſſes entſchieden werden. Für die Verlegung von
hasleitkungen im oberen Teil der Gr. Steinſtraße
vurden 45 000 Mark bewilligt. Das Ammoniakwaſſer, das in
x ſtädtiſchen Gas anſtalt abläuft, wurde bisher in der
eiſe nutzbar gemacht, daß es nach 20prozentiger Kondenſierung
für Nunitionszweche Verwendung fand. Die Einnahmen hieraus
hetrugen 75 000 Mark. Nachdem die Munitionserzeugung ſtill
gelegt iſt, ergibt ſich die Frage, in welcher Weiſe die chemiſchen
Päſſer weiter verwendet werden ſollen. Es bietet ſich nun
helegenheit, eine Anlage zu kaufen, die das Ammoniakwaſſer zu
ſhwefelſaurem Ammonium verarbeitet, das für landwirtſchaft
ihe Düngezwecke Abſatz finden kann. Die Koſten der Anlage,
e alles in allem 70 000 Mark betragen, wurden aus Anleihe-
nitteln bewilligt. Auf dem ſtädtiſchen Schlacht und
iehhof war bereits im vorigen Jahr die Gebühren-
rdnung um 125 Prozent erhöht worden. Der neue Edat
zeichnet einen neuerlichen Fehlbetrag von 140 000 Mark; zum

lusgleich dieſes Defizits wird es notwendig, eine weitere
thöhung der Gebühren um 175 Prozent vor-

unehmen. Die ſtädtiſchen 50-Pfg.-Scheine ſind
n Teil ſehr abgenutzt und einziehungsbedürftig. Der Haus-

Nachdruck verboten.

Die Referendarin
Roman von Carl Buſſe.

Und immer zählte Peter die Schritte. Er zählte bis
jundert. Er fing von vorne an. Er unterbrach das
e Zählen gewaltſam und fragte ſich, ob er denn
erru er.

Jule ging neben ihm her. Bis zum dritten Baum
h. vielleicht ſprach er dann. Wieder bis zum dritten
daum.

Es war ſo furchtbar lächerlich, ſo dahinzulaufen
ine Sinn, ohne Zweck, ohne Wort. Und dieſes unſinnige,
hreckliche Schweigen beklemmte ihr die Bruſt. Nur einen

hineinwerfen, lachen, erzählen, Plappern irgend

Sie nahm eit paarmal einen Anſatz, etwas Gleich-
ültiges zu ſagen. Als koſte es unſägliche Anſtrengung,
t noch über das mächtig gewordene Schweigen zu ſiegen.

„Was macht denn Satan?“ fragte ſie end-

h faſt heiſer. tDer Vann war gebrochen. Wie ein Ertrinkender an
e ihm vorgehaltene Stange, klammerte ſich Peter an

hre Frage.
Er überſtürzte ſich mit der Antwort. Er erzählte. Er

h das Thema nicht los, damit das Schweigen nicht noch
umal die Herrſchaft gewinnen könnte. Von einem Kalbs-
wochen ſprach er mit weitſchweifiger Wichtigkeit,

die Dogge geſtern angebracht hätte. Von Satans Jn-ukt, Schlauheit, Se Wollte ihm der Stoff
ögehen, ſuchte er kranipfhaft nach neuem. Selbſt auf die
ndeſteuer kam er. Was das für eine Ungerechtigkeit ſei,
für man die denn bezahle? Etwa wegen Verunreinigung

Straßen? Ja, weshalb man dann keine von Luxus-
ferdon erhebe!

„Gott Zions, wohin gerate ich?“ dachte er ſelber.
ſprach weiter, ereiferte ſich. ſprach lärmvoller als

haltsausſchuß bewilligte den Druck von 500 000 Stück neuer
Scheine mit der Maßgabe, daß der Geſamtumlauf der 50Pfg.

Scheine nicht höher ſein darf als 1 Million Stück. Zurzeit be
finden ſich 194 000 Stück in Umlauf.

Die erſte Kreistagsſitzung
Am Montag vormittags um 10 Uhr verſammelten ſich zum

erſten Male in dem Sitzungsſaal des Kreisſtändehauſes die neu
gewählten Kreistagsmitglieder, 25 Abgeordnete der U. S. P.,
1 Mehrheitsſozialiſt, 10 Abgeordnete der bürgerlichen Parteien
und außerdem 1 Amtsvorſteher. 30 Herren waren neu gewählt,
6 gehörten ſchon dem vorigen Kreistage an.

Gleich nach 102 Uhr eröffnete der Vorſitzende den Kreistag
mit anerkennenden Worten für die Arbeit und die Leiſtungen
des früheren Kreistages. Vor dem Eintritt in die Tagesordnung
ließen die bürgerlichen Abgeordneten die Erklärung abgeben,
daß ſie die Vollziehung der Wahlen zum Kreistag für un
geſetzlich hielten, da das Wahlgeſetz nicht durch die allein
dazu berechtigte Landesvertretung beſchloſſen ſei, ſondern ein
fach durch miniſterielle Verfügung. Die Nationalverſammlung
ſei nicht befragt worden. Sie beantragten, ihren Proteſt zu
Protokoll zu nehmen. Die unabhingigen Sozialiſten ließen nun
mehr ihre Anträge vorbringen: Verankerung der Arbeiterräte,
dauernde Kontrolle aller Ein- und Ausgänge des Landratsamtes,
Bezahlung der Arbeiterräte durch den Kreis uſw. Einer der
Unabhängigen erwiderte auf den Proteſt der bürgerlichen Ab-
geordneten, die Wahlen ſeien zu Recht vollzogen, die Miniſter
ſeien von der Nationalverſammlung ernannt und könnten tun
und laſſen, was ſie wollten. Punkt 1 der Tagesordnung betr.
Prüfung der Gültigkeit der Kreistagswahlen wurde ſchnell er-
ledigt und die Wahlen für gültig erklärt. Ueber Punkt 2
der Tagesordnung betr. Beteiligung des Kreiſes an der zu grün-
denden Kraftwagengeſellſchaft mit 10 000 Mark entſpann ſich
eine lebhafte Debatte. Die Mitglieder der unabhängigen
ſozialiſtiſchen Partei vermißten in der Vorlage die Zuſicherung,
daß die Kraftwagen nicht zu militäriſchen Zwecken, Beförderung
von Regierungstruppen und Maſchinengewehren benutzt werden
ſollten, ſowie die Feſtlegung eines Tarifes. Sie verlangten Ab
ſetzung von der Tagesordnung; ein Mitglied beantragte Ab
lehnung, da die Beförderung von Gütern mit Laſtkraftwagen
viel zu teuer ſei. Die bürgerlichen Kreistagsabgeordneten traten
für die Vorlage ein. Bei der vorgenommenen Abſtimmung, ob
die Vorlage grundſätzlich abzulehnen ſei, ſtimmten gegen die
grundſätzliche Ablehnung ſämtliche Abgeordneten mit Ausnahme
eiwes Mitgliedes. Auf Antrag der unabhängigen Sozialiſten
wurde der Antrag von der Tagesordnung abgeſetzt. Bei der
darauf vorgenommenen Wahl von 6 Mitgliedern in den Kreis
ausſchuß wurden 1 bürgerlicher und 5 unabhängige Mitglieder

Teiblnahme an den Kreistagsſitzunger
Debatte aus.Zuſtimmung zur Vorläge. Es wurde allerdings beſchloſſen, die

wendigkeit angenommen.

drang zu den

gewählt. Hierauf wurde Punkt 4 der Tagesordnung, Wahl zur
Rechnungskommiſſion, erledigt. Die Wahlen erfolgten durch Zu
ruf. Punkt 5 betr. Entſchädigung der Kreistags mitglieder für

löſte eine ſehr lebhafte
Die bürgerlichen Abgeordneten erklärten, daß ſie

für eine mit Rückſicht auf die Steuerzahler des Kreiſes nicht zu
hohe Entſchädiguwg, und zwar von 15 M. pro Tag, ſeien, trotz
dem das Amt bisher ein ehrenamtliches geweſen ſei. Die Un
abhängigen verlangten 20 Mark pro Tag. Dieſer Antrag wurde

gegen die Stim von 8 der bürgerli dnete eden Stadtverordneten Freifahrkarten für gegen die men von r bürgerlichen Abgeor n ang
2 vürgerliche Abgeordnete ſtimmten mit den Unab-
Eine weitere Belaſtung der Steuerzahler wurde hier-

der Tagesordnung Einrichtung

nommen.
hängigen.
durch beſchloſſen. Punkt 6

einer Niederdruck-Warmwaſſer-Heizungsanlage für das Haus
Luiſenſtraße 7“ wurde unter allgemeiner Anerkennung der Not

Es ſollen drei Firmen zur Ein-
reichung eines Koſtenanſchlages aufgefordert werden. Der Kreis
ausſchuß wurde ermächtigt, den Bau der Anlage an eine dieſer
Firmen nach Anhörung eines re zu vergeben, ohne
verpflichtet zu ſein, die Ausführung dem Mindeſtfordernden zu
übertragen.

Nach Erledigung der Tagesordnung erfolgten von ſeiten der
Unabhängigen noch Angriffe auf den Vorſitzenden, die in einem
Tone gehalten waren, den man ſonſt im Sitzungsſaale des Kreis
ſtändehauſes nicht gewöhnt war, an den man ſich aber voraus
ſichtlich wird gewöhnen müſſen. Sämtliche Angriffe wurden in
ruhiger, ſachlicher Weiſe von dem Vorſitzenden zurückgewieſen
und widerlegt. Schon während der Verhandlungen legte ſich
die Spannung unter den bürgerlichen Mitgliedern, die erwartet
hatten, daß die redegewandteſten Vertreter der unabhängigen
Sozialiſten von dieſen in den Kreistag gewählt ſeien, um ſie
recht erfolgreich zu Worte kommen zu laſſen. Man ſchied mit
dem Eindruck, daß man dieſe tüchtigen Männer heute noch nicht
aufgeboten hatte, um ſie für künftige Zeiten in Reſervg zu
halten.

Wieberkehr der Fahrtausweiſe? Wie wir hören, haben
die Fahrtausweiſe, die bis zum 1. Juni in Gültigkeit waren,
alle Ausſicht, bald wieder in Wirkſamkeit zu treten. Der An

über Halle verkehrenden Zügen iſt ſeit dem
1. Juni derart ſtark, daß die Eiſenbahndirektion daran denkt,
nach Pfingſten den Ausweiszwang wieder einzuführen.

S
Se

m 31. Juli ab ſtehen r olche Verbä
mehr zur eripers ger kann i
Keichsmitteln durch das betr. im Reichswehrminiſter beantragt werden, wenn aus Gründen der öffent.
ne ger rveit ein längeres Fortbeſtehen ſolcher Verbände er

n

Stadtgymnaſium. Jm grwgerr rr 7beſtand am Mittwoch die erleichtert i eifeprüfungnant d. R. Walter Kling er neueren
Sprachen).

Die Magiſtratshilfsbeamten ammelten geſternabend auf dem Marktplatz, um on el Führern r n
ſationen zu hören, ob ſich der Magiſtrat noch in letzter Stunde
bereit erklärt habe, in Verhandlungen mit den Vertretern der
Organiſationen zwecks Aufbeſſerung der Gehälter uſw. einzu
treten. Wie es ſcheint, wird es zu einer Verſtändigung kommen.
Am heutigen Freitag nachmittag um 4 Uhr finden zwiſchen dem
Magiſtrat und den Vertretern der Hilfebeamten die erſten Ver
handlungen ſtatt. Der Leiter der Bewegung, der den zahlreich
Verſammelten geſtern über den Verlauf der Bewegung Mittei
lung machte, forderte zu feſtem Zuſammenhalten auf. Die
Menge ging alsdann wieder auseinander.

Urteil im Aufruhrprozeß. Jn der geſtrigen Ve ue die Aufrührer, die in der Nacht vom 2. zum z an a
aupträdelsführer bei der Erſtürmung und Plünderung des

Strafgefängniſſes am Kirchtor ergriffen worden
wurden folgende Urteile gefällt: Es wurden zu Zuchthaus
ſtrafen verurteilt: Juſt zu 5 Jahren, Sander zu einemJahre 3 Monaten, X 77 zu zwei Jahren ſechs Monaten; zu
Gefängnisſtrafen: Kotſch zu drei Jahren ſechs Monaten,
Müller zu zwei Jahren, Richter zu zwei Jahren drei
Mongten.

7

Robert Hranz-Singakademie
Der glänzenden Aufführung von Händels „Semele“ ließ dio

Robert-Franz-Singakademie tags darauf einen
Liederabend folgen, der ſich durch köſtliche Mannigfaltigkeit aus
zeichnete. Einzellieder, Duette, Lieder für gemiſchten Chor waren
vorgeſehen; und den Beſchluß bildete Hermann Zilchers ſchnell
berühmt gewordenes „Deutſches Volksliederſpiel für vier Sing
ſtimmen mit Klavier. Dieſes Werk, während des Krieges ent
ſtanden, iſt im Jahre 1916 gleich nach ſeinem Erſcheinen hier ein
gehend gewürdigt worden. Es iſt ein künſtleriſches Bekenntnis
zum Deutſchtum von ungemein eindringlicher Kraft, und es wird
nun, wo unſer teures Vaterland zu Boden geſunken und von
unreinen Händen täglich tiefer in den Staub gezerrt wird, viel
leicht eine Zukunftsbedeutung erlangen, die ſein Schöpfer nicht
geghnt hat. „Was deutſch und echt, wüßt' keiner mehr, lebt's
nicht in deutſcher Meiſter Ehr.“ Welchen ausgedehnten Stim
mungskreis durchläuft des Tondichters ſchaffende Fantaſie an
der Hand der Strophen, die er aus „Des Knaben Wunderhorn“
mit feinem Bedacht ausgewählt hat, und die untereinander in
Gedanken und Gefühlsſchwingungen verknüpft erſcheinen.
Zwiſchen „Kinderkonzert“ und „Schnitter Tod“ ſpannt ſich ein
weiter Bogen der Empfindungen, die Hermann Zilcher für ſeine
Muſik wohl auszuſchöpfen weiß. Goldner Humor, ſprudelnde
Laune vereinen ſich mit zarteſter Liebeslyrik, mit ernſten Be
trachtungen über Vergehen und Sterben. Und der Abſchluß
ſteigert ſich zu hymniſcher Pracht in den Klängen, die in der
„Schönheit der Kreatur in Gott“ des Schöpfers Allmacht und
Wunder preiſen. Nur ein deutſ Meiſter konnte dieſes
Liederſpiel ſchreiben. Nur ein deutſcher Meiſter vermochte es,
ſo geiſtreich im 4 zu ſein und doch das Ganze mit in
brünſtiger Jnnerlichkeit, ja mit ehrfürchtiger Andacht des Fühlens
zu durchglühen. Die Wiedergabe, die Lotte Leonard,
Minnie Haller-Sardot, Heinrich Kühlborn und
Georg Nieratzky dem Volksliederſpiel bereiteten, brachte die
Vorzüge der Tondichtung vorzüglich zur Geltung. Die Einzel-
geſänge wie die mehrſtimmigen Lieder wurden friſch und natür
lich behandelt und waren im Vortrag bemerkenswert gut aus
geglichen. Infolgedeſſen herrſchte über Werk und Darbietung
völlige Finheitlichkeit des Entzückens. Jn den Geſängen von
Franz ubert und Hugo Wolf waren die Ausführenden nicht
ganz ſo glücklich wie in ihrem gemeinſamen Wirken. Am beſten
gerieten die beiden Duette von Schumann „Wiegenlied“ und
„Unterm Fenſter“. Mit den fünf Liedern für gemiſchten Chor
huldigte die Robert-Franz-Singakademie dem un-
ſterblichen Meiſter, deſſen Namen ſie trägt; und zwar um ſo
vornehmer, als unter der fortreißenden Leitung des Profeſſors
Alfred Rahlwes lebendig und ausdrucksvoll geſungen
wurde. Nicht geringen Anteil am Gelingen des ſchönen Kon
zertes hatte Kapellmeiſter Otto Volkmann, der die Be-
gleitung der Geſänge und des Liederſpiels zu einer von
muſikaliſchem Feingefühl und bedeutendem vianiſtiſchem Können
zeugenden Kunſtleiſtung erhob. Dr. W. Kaiſer.

Ju hörte es mit an. „Warum plappert er ſo?“ fragte
ſie ſich entſetzt, halb betäubt. „Nur damit er etwas anderes
übertönt? Damit er über die Verlegenheit fortkommt?
Damit die Zeit vergeht, die er mir widmen muß?“

Und es faßte ſie wie Verzweiflung. Sie glaubte
immer, jetzt gell und ſchallend in all das Zeug, das er er
zählte, hincinlachen zu müſſen. Sie fühlte, daß ſie es bald
nicht mehr würde ertragen können.

Achtmal waren ſie jetzt hin und hergelaufen. Da war
der Grenzſtein ſchon wieder.

Und das neunte, zehnte, elfte, zwölfte Mal würden ſie
den Weg machen, und immer lärmender würde Peter von
ſeiner Dogge „Satan“ erzählen Herr Gott, wenn ſie
erſt fort wäre, allein zu Hauſel

Sie wußte ganz genau, ihre Kraft war zu Ende. Jn
ein paar Minuten würde ſie ſchreien müſſen ſchreien

ſchreien, um nicht verrückt zu werden oder zu erſticken.
Da hielt ſie an gerade am Grenzſtein.
„Jch hab' keine Zeit mehr. Jch muß nach Hauſe.“
Es kam mit ſo jäher Plötzlichkeit, daß er betroffen zu

rückfuhr, daß er das letzte Wort der Hundegeſchichte, auf die
er ſich eben feſtgebiſſen hatte, noch zweimal wiedgrholte,
während er ſchon die Hand ergriff, die ſie ausgeſtreckt hatte.

„Jch muß nach Hauſe. Jch muß nach Hauſe. Adieu!“
„Auf Wiederſehen,“ murmelte er. Er wurde ganz rot.

Er ſtand wie ein Klotz da.
„Adieu!“ rief er dann.
Sie ging ſchon. Sie kehrte ſich nicht um. Jmmer

ſchneller wurde ihr Schritt. Sie lief faſt in dem
blauen, dunklen Kleid durch den ſauſenden Kiefernforſt,
über dem grau die Wolken hingen.

Zuletzt jagte ſie förmlich dahin.
Peter ſtarrte ihr nach. Er atmete wie befreit auf.
„Mein Gott,“ murmelte er dann. Warum waren ſie

denn zuſammengekommen, wenn ſie nichts nichts ge-
redet hatten!

Er wollte rufen: „Ju Ju.“
Er bog ſich vor, um ihr nachzuſchen.
Er rief nicht.

Vierzehntes Kapitel.
„Sie wollen weg?“ ſagte Buttche traurig. „Jch hab s

ja gleich gewußt. Erinnern Sie ſich an unſeren erſten
Spaziergang? Erinnern Sie ſich meiner Worte: Paſſen
Sie auf Sie alle gehen fort und ich bleibe Nun iſt
das früher gekommen, als ich dachte. Jch habe wenigſtens
geglaubt, Sie würden die vorſchriftsmäßigen neun Monate
hier abmachen.“

Er war ehrlich bekümmert.
„und es bleibt,“ ſprach er dann leiſe, „wohl noch

eine hier.“
„Erbarmen Sie ſich, Buttche,“ wehrte Peter Körner

ab „nur nicht dies Thema. Jch will es nicht.“
Mit ſeinen blaßblauen Augen guckte der kleine Aſſeſſor

ihn an.
„Es iſt unrecht von Jhnen.

mit auf den Weg geben. Jch glaube,
brauchen.“

„Peter Körner, man muß den Mut haben, feinen
Sünden ins Auge zu ſehen!“

Der Referendar lachte.
„Steht das auch im Nietzſche?“
„Nein,“ erklärte Buttche mit einem Stolz der ihm die

Bruſt ſchwellte, „es ſtammt von mir. Wie? Was? Es
iſt ſehr gut, denk' ich: man muß den Mut haben, ſeinen
Sünden ins Auge zu ſehen! Bis ins Weiße der Augen,
könnte man ſagen.“

Und noch lange wiegte er den Kopf und berauſchte ſich
an dem ſtolzen Klang des Satzes, den er ſich zurechtgelegt
hatte.

Auch Peter mußte an dieſem Tage noch öfter der
Worte denken. Er tat es ſtets mit kurzem, ironiſchem
Lachen. Ueber eine Redensart wie „Erkenne rich ſelbſt
Leg dir vor dir ſelber Rechenſchaft ab!“ hätte der kleine
Aſſeſſor verächtlich die Achſeln gezuckt, aber wenn die alte
Wahrheit neu aufgeblaſen und prunkvoller aufgeputzt wor,

her didaß ihre Worte ſauſten dann bewunderte er ſie

Jch will Jhnen ein Wort
Sie können das

Maßen. Ein ulkiger Kunde!
(Fortſetzung folat.)



Der Mittellandkanal
Die Frage über die endgültige Linienführung des Mittel

landkanals iſt noch immer nicht geklärt. Der Zentralverein für
deutſche Binnenſchiffahrt hat ſich abermals mit dieſer Angelegen
heit beſchäftigt und erläuterte in der Sitzung am Montag aus

ich den Plan des ſchleuſenloſen Mittellandkanals. Ver
ſchiedene Redner, u. a. Profeſſor de Thierry, Profeſſor Franzius,
e ſich für de Beſtſche Linie aus, aber der Vorſitzende, Ge

rat Flamm, machte die Mitteilung, daß die Verſammlung
vhne techniſche Unterlagen zu dem Beſtſchen Plan nicht Stellung
nehmen könnte. Die Verſammlung faßte folgende Entſchließung:
„Der große Ausſchuß des Z. V. f. d. B. hält an dem in der Haupt
r 9. April 1919 gefaßten Beſchluß feſt. Erſtellt an die Regierung die Forderung, daß keine Entſchlüſſe hin
ſichtlich der Linienwahl gefaßt werden ohne vorheriges Hinzu
ziehen der Vertreter der beteiligten Kommunen, Jnduſtriever-
bände, Ausſchüſſe und Korporationen.“

Fena, 6. Juni. Die theologiſche Fakultät) derUniverſität Den hat für die abilanſnsſ ung der Thüringer

Städte Preisau gabe geſtellt: Wo gibt es in den evan-
gen rchen und Sekten Deutſchlands, und insbeſondere
chüringens Laienpreoigt und Laienſeelſorge und wie hat ſie

ſich bewährt? Der Preis beſteht in einem Stipendium an der
Thüringer Hochſchule.

Jena, 5. Juni. (Hohe Schenkung.) Wie das Kul-
tusminiſterium in Weimar bekannt gibt, haben der Mühlen-
beſitzer Paub Beier in Rutha bei Göſchwitz und ſeine Ehefrau
aus Anlaß der Heimkehr ihres Sohnes aus demKriege der Kirche daſelbſt eine Gußſtahlglocke und eine Kanzel
und Altarbekleidung im Werte von 2450 Mark geſchenkt.

Pößneck, 5. Juni. (Einverleibung.) Der Geſamt-
ftagtsrat zu Meiningen hat die von den Gemeinden Pößneck
und Köſtritz beſchloſſene Einverleibung der Gemeinde Köſtritz
in die Stadtigemeinde Pößneck beſtätigt.

Ohrdruf, 5. Juni. (Die Thüringer HauptFacenl hare ch aft) zuſammen mit der A.G. Riemann Nord
ſen haben beim Stadtrat zwecks Errichtung eines größeren

induſtriellen Betriebes mit Anſchlußmöglichkeit 722,4 Ar ſtädti
ſchen Areals am Herrenhöfer Weg zum Preiſe von 45 000 Mk.
zwecks Errichtung einer Flachszubereitungsanſtalt nachgeſucht.
Die Stadtverordneten beſchloſſen, dieſem Antrage ſtattzugeben
und dem Anſuchen der Firma auch ſonſt alle Wege zu ebnen.

v. Sennewitz, 4. Juni. (Diebſtahl.) Dem Gutsbeſitzer
R. von hier wurden von Dieben, die ein Loch in die Stallwand
brachen, 4 alte Ziegen und 4 Ziegenlämmer geſtohlen, die gleich
im Stalle abgeſchlachtet wurden.
v. Kroſigk, 3. Juni. Einbruch Jn der Nacht zum
Sonntag drangen Diebe durch ein Fenſter, von dem ſie zuvor
die Eiſenſtbe entfernt hatten, in einen Schweineſtall des hieſigen
Rittergutes und ſchlahteten zwei Schweine im Gewicht von zu
ſammen etwa 2 Zentner ab. Sie ſchleiften ſie dann nach einer
nahen Obſtplantage, wo ſie ſie öffneten und die Gedärme in
den Bach warfen. Von den Dieben fehlt bis jetzt jede Spur.

Bebra, 5. Juni. (Ein Kampf mit Wilderern.)
Jm Forſt bei Uslar kam es zwiſchen Wilderern und Forſt
beamken zu einem Kampfe, in dem ein Wilderer getötet wurde.
Seine Perſönlichkeit konnte noch nicht feſtgeſtellt werden. Ver
mutlich handelt es ſich um einen Fremden.

„HJ Sporkbertechte
Ppferderennen Berlin-Hhoppegarten-Grunewald

1. e 98 derer (8000 Mark, 1800 Meter.
1. Deinhart, 2. Godesberg, 3. Czapka. Toto für Sieg: 59. Die
Plätze: 29, 22, 18. Richterſpruch 1, 2 Längen. Ferner liefen:
Elektor, Gral, Ferne, Elſchen, Grenze, Gratulation, Wildfang,
Diſtel 2, Sieg Salomon. e2. Feſtino-Rennen. (12 000 Mark, 1400 Meter.)
1. Bannwart, 2. Delila, 3. Hallunke. Toto für Sieg: 2 Die

Ferner lief: SturmPlätze: 15, 21. Richterſpruch 1 Länge.
flut.

8. Fulmen-Rennen. (16 000 Mark, 1600 Meter.)
J. Fra Diavolo, 2. Aladar, 83. Grenzwacht. Toto für Sieg: 87.
Die Plätze: 27, 110, 17. Richterſpruch 3, Länge. Ferner
liefen: Goldſtrom, Namur, Adjutant, Schipper, Koroby, Aar,
Steinkohle, Chalcedon, Baldur, Egmont.

4. Preis der Diang. (27 000 Mark, 2000 Meter.
1. Tulipan, 2. Reiſegefährtin, 8. Selika. Toto für Sieg: 13.
Die Plätze: 11, 35. Richterſpruch 8, Kopf, 2 Längen. Ferner
liefen: Pella, Freda, Landgräfin.

s. Waffenſchmied-Rennen. (10000 Mark, 1800
Meter.) 1. Mantel, 2. Malta 2, 8. Fema. Toto für Sieg: 18.
Die Plätze: 12, 17, 25. Richterſpruch 3, Längen, Kopf. Ferner
liefen: Ucas, Huſar, Dixmuiden, Mainſpitze, Miſchief.

6. Goldene Peitſche. (27000 Mark, 1200 Meter.)
1. Optimiſt, 2. Schnellfeuer, 3. Frohſinn. Toto für De 14.
Die Plätze: 11, 18. Richterſpruch 256, 2, 34 Längen. rner
liefen: Kolmerhof, Exzelſior.

7. Griggow-Rennen. (12 000 Mark, 2000 Meter.
1. Strolch, 2. Silberkugel, 3. Rubin. Toto für Sieg: 36. Die
Plätze: 17, 46, 32. Richterſpruch 1, 154 Längen, Hals. Ferner
liefen: Liebesmahl, Eskadron, Revalin, Quertreiber, Attacke,
Feuerzauber, Sterna.z (0600 Mark, 1600 Meter.)8. Pontreſing-Rennen. ark,1. Oneida, 2. Glückskind, 3. Sternroſe. Toto für Sieg: 27. Die

4, 120 Längen. FernerPlähe: 18, 18, 12. Richterſpruch
liefen Pruma, Friedenstaube, Narode, Pommern.

z e
Die Grundſätze der Deutſchen Turnerſchaft
Die Deutſche Turnerſchaft veröffentlicht ſoeben folgende

Stellung zur heutigen Lage: „Getreu ihrem Wahlſpruch, hat die
D. T. ſtets die Freiheit jedes ihrer Mitglieder hochgehalten. Sie
hat weder von Rang und Stand, noch von einem religiöſen oder
politiſchen Bekenntnis den Eintritt in ihre Reihen abhängig ge
macht, hat vielmehr immer auf die Verſöhnung der verſchiedenen
Volkskreiſe hingewirkt. Die Grundſätze, denen ſie ihre erfolg-
reiche Entwicklung verdankt, wird ſie auch unter den neuen Ver
hältniſſen unentwegt feſthalten. Nach wie vor ſieht ſie es als
ihre Aufgabe an, durch körperliche und ſittliche Kräftigung des
Einzelnen das Bewußtſein feſter Zuſammengehörigkeit und wah
rer Vaterlandsliebe im deutſchen Volke zu wecken. Da die D. T.
ſatzungsgemäß vaterländiſche Geſinnung in ihren Vereinen
pflegt, wird ſie wie bisher die ſtaatlichen und ſtädtiſchen Behör
den unterſtützen. Jhre Selbſtändigkeit aber wird ſie ſich nach
oben wie nach unten wahren.“ Aus dieſer Haltung entſpringt
auch nachſtehender Beſchluß gegenüber dem ArbeiterTurner-
Bund: „Die D. T. iſt auf Grund der augenblicklichen feindſeligen
Stellungnahme des Arbeiter-TurnerBundes ihr gegenüber nicht
in der Lage, ein Zuſammengehen mit ihm anzuregen, Aber ſie
betont, daß auf Grund ihrer Satzungen ein ſolches uſammen
gehen und Zuſammenarbeiten ſehr wohl möglich iſt, wenn die
Vereine des A. T. B. keine politiſchen Beſtrebungen treiben,
ſondern ſich u e nken, dem Vaterlande ein geſundes
deutſches Volk zu erziehen.“Nuderkurſue für Oberlehrer. Mit Genehmigung
des Miniſteriums für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung ſoll

auch in dieſem Jahre ein Lehrgang zur Ausbildung bon Rubder
lehrern in Wannſee abgehalten werden. Mit Rückſicht auf die
Zeitverhältniſſe iſt er in die Sommerferien verlegt worden. e
wird zweimal wöchentlich in den Vormittagsſtunden geübt wer
den. Die Teilnahme iſt koſtenfrei. Anträge auf Zulaſſu ndan das Provinzigſ-Schulkollegium, Berlin, zu wo

Die Wettkampf Beſtimmungen der Deutſchen
Sportbehörde für Athletik ſind nach der Umarbeitung auf Grund
des Abkommens mit der Deutſchen Turnerſchaft neu im Druck
erſchienen. Danach vereinheitlicht ſich die wettkampfmäßige Aus
führung der vollkstümlichen Uebungen in ganz Deutſchland.
Auch die Spielregeln des Deutſchen Fufßzball Bundes find neu
heraus gekommen.

Volkswiriſchaſt.
Abdruck der mit einem verſehenen Original Artikel und Original Meldungen des
volkswirtſchaftlichen Teils nur mit genauer Quellzpangabe Halleſche Zeitung geſtattet

Deutſche Bank
Sozialpolitik in der Generakverſammlung.
Die ſtarkbeſuchte Generalverſammlung war, ähnlich wie kürz

lich bei der DiscontoGeſellſchaft, von einer ſozialpolitiſchen
Debatte ausgefüllt. Eingeleitet wurde die Ausſprache hierüber
durch längere Ausführungen des Vorſitzenden des Allgemeinen
Verbandes der Deutſchen Bankbeamten“ Herrn Marx. Trotz
aller Anerkennung deſſen, was gerade die Deutſche Bank den
Beamten Zzukommen laſſe, werden ſich Verwaltung und Aktionäre
doch damit abfinden müſſen, angeſichts der Teuerungsver
hältniſſe noch mehr geſchehen müſſe. Er verlangt u. a., daß die
Bankleitung den weiblichen Angeſtellten die AbſchlußGrati
fikation zuteil werden laſſe und kritiſiert ſcharf das geringe Ge
halt dieſer Angeſtellten, das nur 70 his 90 Mark monatlich be
trage. Von der Verwaltung nahm zunächſt Direktor
Mankiewitz das Wort. Er ſtellte mit Genugtuung feſt, daß
der größte Teil der Direktion aus der unteren Beamtenſchaft
der Bank hervorgegangen ſei. Die Verwaltung der Deutſchen
Bank hat ſich ſchon ſeit langem angelegen ſein laſſen, in ſozialer
Hinſicht für die Angeſtellten tätig zu ſein. Sie einen
großen Penſionsfonds geſchaffen und für die Beamten der Bank
eine eigene Penſionskaſſe ins Leben gerufen, die weſentlich mehr
Ieiſte: als die Allgemeine Kaſſe der Bankbeamten. Sie hat auch
ein Erholungsheim geſchaffen. Die Arbeitsleiſtung der Beamten
iſt ganz erheblich geringer geworden gegen frühere Zeit. Als er
vor 40 Jahren in die Vank eintrat mit einem Gehalt von 500
Talern, ſei weſentlich mehr geleiſtet worden und es war ein
Stolz der Beamten, ſich als freier Haufmann betätigen zu
können. Dieſe kaufmänniſche Ehre ſcheint nicht bei vielen Mit
gliedern vorhanddn zu ſein. Es ſei auch zweifellos, daß der
Streik der Beamten, und der Beamten der Deutſchen
Bank, dem Anſeher Deutſchlands und beſonders der Deutſchen
Bank im Auslande geſchadet habe, was namentlich in der zur
gleichen Zeit einſetzenden ſtarken Ermäßigung des Markkurſes
im Ausland zum Ausdruck kam. Wenn auf die Dividende von
12 Prozent hingewieſen werde, ſei dies nur der anhaltenden
großen Geldflüſſigkeit, die einen hohen Zinsgewinn der Bank
verſchafft habe, zuzuſchreiben. Wenn in den Zinsverhältniſſen
eine Aenderung eintritt, dann iſt es fraglich, ob bei der Weiter
zahlung der Erhöhung der Forderungen der Angeſtellten eine
Dividende wohl überhaupt werde gezahlt werden können.
Direktor Michalowsky wies darauf hin, daß die An-
ſprüche der Angeſtellten übertrieben ſeien. Davon werden alle
überzeugt ſeien, die den neuen Tarifvertrag der Beamten-
Organiſation geleſen haben. Danach wird verlangt, daß ein
eben ausgelernter Bankbeamter, wenn er das 20. Lebensjahr er
reicht hat, ein Jahreseinkommen von 4200 M. haben müſſe, und
daß dieſes anſteigen müſſe bis zum 50. Lebensjahr, ohne Rück-
ſicht auf die Leiſtung, auf 15-000 M. Es entſpricht dies dem
Gehalt, das ein Oberlandesgerichtspräſident, alſo der oberſte
Beamte eines Gerichtsbezirks, bezieht. Aber nicht genug damit,
der Tarifvertrag verlangt auch, daß dieſelben Anſprüche den
weiblichen Angeſtellten zuſtehen. Dieſer Tarifvorfchlag werde
von dem Verband natürlich nicht eingereicht in der Erwartung
einer Bewilligung, ſondern lediglich in der Abſicht, durch Nicht
erfüllung unerfüllbarer Forderungen Unzufriedenheit bei den
Beamten zu ſäen. Die geſamten Aufwendungen für die
Beamten haben betragen:

1914 1915 1916 1917 1918im Jahre 1913in Millionen Mark 22 25 26 30 41,99 60,7
Die Ausgaben werden für das Jahr 1919 ſoweit es bis jetzt

ſchon feſtſteht, noch um 16 Mill. M. anwachſen. Dabei ſind noch
nicht einmal die Aufwendungen mitgerechnet, die ein Tarifver-
trag eventuell mit ſich bringen wird. Das niedrigſte Geſamt-
einkommen eines weiblichen Angeſtellten beträgt 2700. M. jähr
lich. Nachdem ein Mitglied des Bundes der Beamten der
Deutſchen Bank ſich auf Seiten der Verwaltung geſtellt hatte,
wurde die Debatte geſchloſſen. Die Bilanz wurde genehmigt. Jn
den Aufſichtsrat neu gewählt wurden die Herren Hugo von
Gahlen, Landrat Dr. Haniel-Merzig, Otto Harms (Hamburg-
Auſtral-Linie) und Dr. Alfred Oswald (Wilhelm Owald u. Co.
Hamburg).

Geſellſchafts Abſchlüſſe
Magdeburger Feuerverſicherungs-A.-G. (Orahtbericht.)

Die Generalverſammlung ſetzte die Dividende auf wieder
275 Mark feſt und wählte den Geheimen Finanzrat Hugenberg,
früheren Vorſitzenden des Direktoriums der iedrich Krupp
A.-G., neu in den Verwaltungsausſchuß. Nach Mitteilung der
Verwaltung iſt der Schadensverlauf im neuen Geſchäftsjahr ſehr
normal. Eine Tendenz zur Verſchlechterung ſei nicht zu er
kennen. Auf eine weitere Erhöhung der Prämieneinnahme ſei
kaum zu rechnen. Die Angeſtelltenforderungen müßten eine
Verteuerung oder Verſicherungspreiſe nach ſich ziehen. Die
Generalverſammlung der Magdeburger Rückverſiche-
rungs geſellſchaft ſetzte die Dividende auf wieder 65 Mk.
feſt und wählte Direktor Uhink von der Magdeburger Feuerver-
ſicherungsA.G., die in Verbindung mit ihr ſteht, in den Ver
waltungsrat.

Bank für Brauinduſtrie in Berlin und Dresden. Die Roh-
einnahmen erhöhten ſich in 1918/1919 von 1133 809 M. auf
1167 881 M. Nach Abzug der Handlungsunkoſten, der Obliga-
tionszinſen und 200 000 M. Abſchreibung auf Effekten- und
Konſortialkonto verbleibt ein Ueberſchuß von 564 892 M.
(821 027), aus dem wieder eine Dividende von 6 Prozent zur
Ausſchüttung gelangen ſoll. Für das kommende Jahr dürften
die aus der Kriegslage ſich ergebenden Möglichkeiten der An
paſſung an die Verhältniſſe, wie Trocknung von Nahrungs- und
Futtermitteln, Erzeugung von Nährmitteln aus Hafer uſw.
unter Umſtänden geringer werden. Jn der Bilanz weiſt das
Effekten- und Konſortialkonto mit 6 105 839 M. gegen 6 658 427
Mark i. V. eine erhebliche Steigerung auf. Dazu bemerkt die
Verwaltung, daß die Geſellſchaft ihr Engagement betr. die
Wiesbadener Kronenbrauerei verrechnen, die Fuſion des Mün
chener Brauhauſes Berlin mit der Deutſchen Bierbrauerei Akt.
Geſ. durchführen und ebenſo die Vereinigung der Eſſener Brau
haus Akt.Geſ. mit der Dortmunder Ritterbrauerei Akt.Geſ.
mit anderen Konſorten zu Ende bringen konnte. Weiter ver,
mochte ſie ihr Engagement in Schloßbrauerei Rybnick- Aktien
durch Verkauf glattzuſtellen und nahm Intereſſe an der Hanſa-
Brauerei Lübeck Akt.Geſ. Aus der Bilanz ſeien noch hervorge-
hoben: Bankguthaben und diverſe Schuldner mit 4280 354 M.
(2 018 525) und Gläubiger mit 3 566 123 M. (1 074 887).

Commerz- und Diskontobank in Hamburg. Die Generalder
ſammlung ſetzte die Dividende auf wieder 7 Prozent feſt. Neu
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Wandern und Reſſen

Aufenthaltsbefriſtung in den Rhönkurorten. Die Krei

m eiſchen vierwöchige Aufenthaltsbeſchränkungen angeordneEin polniſches Bad bei Zoppot. Das hart z der
Grenze gelegenes 4000 Morgen große Rittergut Koliebken
von einem polniſchen Beſitzer von Schütze für 28 Millionen
käuflich erworben. Da zu dem Rittergut die Meeresküſte
Oſtſee von Menzelbach bis zum Bach von Adlershorſt, nörd
von Zoppot, gehört, beſteht die Abſicht, hiey ein polniſches
bad zu errichten, um mit Zoppot in Wettbewerb zu treten.

der

in den Aufſichtsrat wurden Ernſt BisdorffGelſenkirchen,
Henrich von den SiemensSchuckertwerken in Berlin,
Klöckner-Duisburg, Guſtav Stinnes und Carl We
Mülheim gewählt.

Halberſtadt-Blankenburger Eiſenbahngeſellſchaft. Die
neralverſammlung genehmigte einſtimmig
ſchluß für 1918 und ſetzte die ſofort zahlbare Dividende au wi
der 454 Prozent feſt. Die ausſcheidenden Aufſichtsratsmitgl
Oberbürgermeiſter Banſi- Quedlinburg und Geh. Baurat i
mann Hannover wurden wiedergewählt.

A.G. für Kunſtdruck in Niederſedlitz bei Dresden. Die
neralverſammlung beſchloß die Verteilung einer Dividende
10 Prozent und ferner die Erhöhung des Aktienkapitals
340 000 Mk. Die neuen Aktien ſollen den alten Aktionären
Hurs von 1073 Prozent im Verhältnis von 2: 1 angeboten

den. Begründet iUmänderungen und Erweiterungen des B

Induſtrie, Hanclel, Hanclwerk
Verband deutſcher Steindruckereibeſitzer. (Drah

richt.) Die Unternehmey im Steindruckgewerbe haben in
Hauptverſammlung eine einheitliche Organiſation beſchloſſen
indem die bisher beſtehenden Einzelverbände aufgelöſt und
ſämtliche Arbeitgeber in dem genannten Verbande veworden ſind. Gleichzeitig hat die ſchon ſeit einiger
ſchwebende Tarifverhandlung mit den Arbeitnehmern ihren W.
ſchluß gefunden. Der neue, am 1. Juni bereits in Kra
tretene Tarif ſieht
Steindruckgewerbe vor.

Verband deutſcher Rechenmaſchinenfabriken.
bericht.) Wirſga e in Berlin ung dieſer Firmg
eine neue Wir svereinigung eegründet. orſitzeDr. Schöll von der Ratalte e en
ſchweig.

Bründung einer Schuheinfuhrgeſellſchaft. (Drahtnahh
richt.) Der Verband deutſcher Schuhwarenhändler, der Zentral,
verband deutſcher Schuhfabrikanten und der Verband deutſcher
Schuhwarengroß händler haben in einer gemeinſamen Sitzung

n einer Schuheinfuhggeſellſchaft be
en.

ſtellt im Einſchreibeverfahren 2 Millionen Kuninfelle
kauf. Angebottermin iſt der 24. Juni d. Js.

Berliner Börſlenberichte
Börſenſtimmungsbild. An der Börſe ſind Zurüchhal

und Luſtloſigkeit unverändert. Die von zufälligen Aufträgen
im Verlaufe

fach ſchwankend, wobei Neigung zu Kursrückgängen überwog
beſonders

abhängige Kursbildung war unregelmäßig,

Ausländiſche Aktienwerte lagen überwiegend feſt,
PrinzHeinrich Bahn. Dagegen notierten Orientbahn 6 Proz.
niedriger. Schiffahrts- und Montanaktien waren bei Schwan
kungen unweſentlich verändert. Stärker rückgängig waren von
Farbwerten beſonders Badiſche Anilin und Höchſter Farbwerke.
Petroleumwerte und Kanada konnten ſich ungefähr behaupten
Beträchtlich geſteigert waren Naphtha Nobel. Auf den ſonſtigen
Kriegsanleihegebieten war die Kursbewegung nur unerhebüch
verändert.

Produktenbericht. Das Geſchäft in Lupinen bleibt nach wie
vor lebhaft. Doch ſcheint das Angebot zurückhaltender geworden
zu ſein. Andrerſeits ſind aber zum Teil auch die Käufer, die
bisher Lupinen zu Futterzwecken gekauft haben, vorſichtiger.
Der Preis für gute Mittelſorten bewegt ſich zwiſchen 48 und
46 Mark; für Ware zu Futterzwecken ſind Preiſe zwiſchen 20
und 40 Mark zu erzielen. Jn Kleeſaaten kommt kaum
ein Umſatz zuſtande. Grasſaaten werden vereinzelt geſucht. J
Handel mit Rauhfutter herrſcht manche Schwierigkeit. Heu iſt
kaum zu haben. Auch von Grünfutter iſt noch nicht viel zu
ſehen. Stroh bleibt matt. Die Zufuhren ſind andauernd ſehr
groß. Auch Erſatzſtroh iſt reichlich angeboten. Wetter: regneriſch.

Im freien Verkehr wurden nichtamtlich ermittelt
Visenbahn-Aktien: t Gasmotoren Deutz mHalberstadt -Blankenb. Gebhardt u. Co. nHaile-Hettstedter Gebhardt u. zSchantungbahn 119.25 Gelsenkireh. Bergb.
Allg. Lokal-Str. 126, rGr. Berl. Str. I II19, allesche Masch.-VFabr. 7Hann. Masch.reren 263 Harpener Berg 140Orientba h 226 Hasper Bisen 12Schiffahrts- Akt. Hirseh Kupfer Wmbg. Paketfahrt 34,50 Höehster Varbw. Stani 1550

Süd ik 194 Hoesch Eisen u. Stau Hoheniohe- Werke 195,-Hansa-Dampfsechi 189.50 Humboidt-Masech. s
Nordd. Lloyd Tise BergbanBanken: Kahla- Porzellan 28475Bank für Thür. de Aschersieben Iöl,„-
Berl. Handelsges. I143,25 Körbisd. Zuecker-Akt.
Comm u. Diskontobank 123, Kyffhäuserhütte .75Darmstädter Bank 106, Tahmeyéer u. Co. 11450Dess. Landesbank TLauchhbammer 13Deutsche Bank J 200, Laurahütteo eDiskonto-Comm. 144, Linke u Hoffmann 2400
Dresdner Bank 1124, Twdwig Loewe u. Co.Credit-Anst. Leipzig 128.25 Lothringer Hütte 37 4Mitteld. Kreditbank 110.50 Mannesmannröhren 33
vai a en 109.75 Obergehi
ationalban n un O. aroOesterr. Kredit e do. Kokswerke 175,-Reichsbank I46 Orenstein u. Koppel W

Industrie Aktien Phönix-Bergb. 93Schultheiss- Brauerei 234, Rhein. Metall-Vorz 55
AKt. Apilin 214 Rhein Stahlwaren 85Aligem. Elektr.-Ges. 159 Riebeok. Montan 185Ammendorfer Papierf. RKombacher Hütten nAnhalter Kohlenw. 152, Rositzer Braunk. aAnnaberger Steingut 162,50 Rositzer Zuoker TBadische Anilin 278,25 Sangerhäuser Masch.

Ber r r u. ju-170 Siemens u. Halske 33
Bochumer Gußgtahl 160 Stettiner Vulkan iChem. Fabrik Buckan 2 Stollberger Zinkh.
e Siieengin ienenhgeChem. v. Heyden ale- 5Consolidation Schalke 201, Tri tis-A t fieCröllwitzer Papierfabr. Türkische Taba R igl-PDaimler-Motoren 170.50 Ver. Köln-Rottweiler 385Deutsch-Luxemburg I136, Glanzstoft Elberk.

e eutsche Er S rentsehe Gasgiühni. Westoregein-Alka i

Deutsche Kali Wian unD he Wafſf. u. Mun. rede- 2 nr h a e pitseb. Brk. 2öri eitz asch.Paring aenrwann S Zelle Waithot [135
Elberfelder Farben 247. Otavi-MinenFelten u. Guilleaume

ar Helmut Böttcher (Verreiſt für
Verantwortiich für den politiſchen Teil: i. V. Hans Heine i haktione
wirtſchan und Sport: Hans Heiling: für den geſamten übrigen

o Teil: Adolf MeyerAngzeigenteil: Paul Kerſten; ſämtlich in Halle a. S. 16
Verlag und Druck der Haneſsen HZeüung Otto Thiele, Halle

Verlagsdireitor: Robert Pgaetzſch.
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